
 

  

S 14 RA 175/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 12
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Rentenversicherung

selbstständige Tätigkeit
Beendigung
Aufnahme einer neuen selbstständigen
Tätigkeit
Weiterbestehen der
Antragspflichtversicherung

Leitsätze Die Antragspflichtversicherung der
Selbstständigen erstreckt sich auf jede
selbstständige Tätigkeit und besteht fort
solange eine selbstständige Tätigkeit die
nicht einer vorrangigen
Versicherungspflicht kraft Gesetzes
unterliegt ausgeübt wird.

Normenkette SGB VI § 4 Abs 2
SGB VI § 4 Abs 4 S 2
SGB VI § 7 Abs 1 S 1
RVO § 1227 Abs 1 Nr 9
AVG § 2 Abs 1 Nr 11 F: 1989-12-18
AVG § 2 Abs 2 S 3 Halbs 2 F: 1989-12-18

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RA 175/00
Datum 28.11.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RA 1/02
Datum 20.11.2003

3. Instanz

Datum 22.06.2005

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts
Niedersachsen-Bremen vom 20. November 2003 aufgehoben. Die Berufung des
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KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts LÃ¼neburg vom 28.
November 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten der Beteiligten
sind auch im Berufungs- und Revisionsverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist, ob das von dem KlÃ¤ger durch Antrag begrÃ¼ndete
PflichtversicherungsverhÃ¤ltnis im August 1999 auf Grund des Wechsels der
ausgeÃ¼bten selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit geendet hat und er deshalb ab
September 1999 zur freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung berechtigt ist.

Der KlÃ¤ger war seit MÃ¤rz 1991 als Gesellschafter einer offenen
Handelsgesellschaft (OHG) sowie in der Folgezeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und
Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschrÃ¤nkter Haftung (GmbH) selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig, deren GeschÃ¤ftsgegenstand jeweils die Herstellung von sowie der GroÃ�-
und Einzelhandel mit Springbrunnen, Innendekorationen, Kunstpflanzen und
Naturstein war. Auf Grund seines Antrags war er seit dem 1. MÃ¤rz 1991 bei der
Beklagten als SelbststÃ¤ndiger pflichtversichert. Zum 1. August 1999 meldete er
eine gewerbliche TÃ¤tigkeit im GroÃ�- und Einzelhandel sowie der Herstellung von
Teichanlagen, Springbrunnen, Innendekoration, Wassertechnik und ZubehÃ¶r als
neues Gewerbe an. Mit Vertrag vom 20. August 1999 vereinbarte er sein
Ausscheiden aus der OHG und trat mit weiterem Vertrag vom 24. August 1999
seinen GeschÃ¤ftsanteil an der GmbH ab.

Die im August und Oktober 1999 gestellten AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers, ab 1.
September 1999 als freiwilliges Mitglied versichert zu sein, lehnte die Beklagte mit
Bescheid vom 11. November 1999 ab. Der KlÃ¤ger sei weiterhin selbststÃ¤ndig
tÃ¤tig und unterliege deshalb der Versicherungspflicht. Den Widerspruch wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 20. Juli 2000 zurÃ¼ck. Das Sozialgericht
(SG) hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 28. November 2001 abgewiesen. Das
Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 20. November 2003 den
Gerichtsbescheid des SG sowie den angefochtenen Bescheid aufgehoben und die
Beklagte verurteilt, den KlÃ¤ger auf seinen Antrag vom 11. Oktober 1999 hin
freiwillig zu versichern. Der KlÃ¤ger habe Anspruch darauf, freiwillig versichert zu
werden, weil er Ã¼ber den 1. September 1999 hinaus nicht mehr als
SelbststÃ¤ndiger antragspflichtversichert sei. FÃ¼r jede einzelne selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit sei zu prÃ¼fen, ob die Antragspflichtversicherung weiter bestehe. Der
KlÃ¤ger Ã¼be seit August 1999 eine neue selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit aus, auf die
sich die Antragspflichtversicherung nicht erstrecke.

Mit der Revision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung von Â§ 4 Abs 2 des
Sozialgesetzbuches Sechstes Buch â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� (SGB
VI). Die Antragspflichtversicherung erstrecke sich auf alle selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeiten, die nicht kraft Gesetzes einer vorrangigen Versicherungspflicht
unterlÃ¤gen. Sie bleibe bestehen, solange eine selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit
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ausgeÃ¼bt werde bzw bis Versicherungspflicht kraft Gesetzes fÃ¼r die TÃ¤tigkeit
eintrete.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 20. November 2003
aufzuheben und die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
LÃ¼neburg vom 28. November 2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Die Berufung des KlÃ¤gers ist
unbegrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht die Klage, mit der der KlÃ¤ger unter
Aufhebung des Bescheides vom 11. November 1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. Juli 2000 die Feststellung der Berechtigung,
freiwillige BeitrÃ¤ge ab 1. September 1999 zu entrichten, begehrt hat, abgewiesen.

Der vom KlÃ¤ger erst- und zweitinstanzlich gestellte Antrag ist dahin auszulegen,
dass er neben der Aufhebung des angefochtenen Bescheides die Feststellung
begehrt, dass er berechtigt ist, ab 1. September 1999 freiwillige BeitrÃ¤ge zur
gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten. Diese Berechtigung wollte das LSG
mit seinem insoweit allerdings missverstÃ¤ndlichen Urteilstenor erkennbar
feststellen. Bereits in der Berufungsinstanz hatte der KlÃ¤ger dagegen sein
Begehren, die Beendigung der Antragspflichtversicherung festzustellen, nicht mehr
aufrecht erhalten.

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger ist nicht ab 1. September 1999 zur
freiwilligen Versicherung berechtigt. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs 1 Satz 1 SGB VI kÃ¶nnen
Personen, die nicht versicherungspflichtig sind, sich fÃ¼r Zeiten von der Vollendung
des 16. Lebensjahres an freiwillig versichern. Die Voraussetzungen dieser Vorschrift
sind nicht erfÃ¼llt, weil der KlÃ¤ger auch ab 1. September 1999 weiter der
Antragspflichtversicherung unterliegt.

Nach der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Vorschrift des Â§ 2 Abs 1 Nr 11 des
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG -, eingefÃ¼gt durch Art 1 Â§ 2 Nr 2 Buchst
b des Rentenreformgesetzes vom 16. Oktober 1972, BGBl I 1965 â�� RRG 1972 -)
waren in der Rentenversicherung der Angestellten alle Personen versichert, die
nicht nach den Nr 1 bis 9, Â§ 1227 Abs 1 Satz 1 Nr 3 und 4 der
Reichsversicherungsordnung (RVO) oder dem Handwerkerversicherungsgesetz
versicherungspflichtig waren und nicht nur vorÃ¼bergehend im Geltungsbereich
dieses Gesetzes eine selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼bten, wenn sie die
Versicherung innerhalb von zwei Jahren nach Aufnahme der selbststÃ¤ndigen
ErwerbstÃ¤tigkeit oder dem Ende der Versicherungspflicht beantragten. Nach
Aufhebung des Â§ 2 AVG regelt Â§ 4 Abs 2 SGB VI seit dem 1. Januar 1992, dass auf
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Antrag Personen versicherungspflichtig sind, die nicht nur vorÃ¼bergehend
selbststÃ¤ndig tÃ¤tig sind, wenn sie die Versicherungspflicht innerhalb von fÃ¼nf
Jahren nach der Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit oder dem Ende einer
Versicherungspflicht auf Grund dieser TÃ¤tigkeit beantragen.

Nach den Feststellungen des LSG hatte der KlÃ¤ger von der fÃ¼r SelbststÃ¤ndige
nach Â§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG bestehenden MÃ¶glichkeit Gebrauch gemacht und war
der Angestelltenversicherung beigetreten; die Beklagte hatte das Bestehen der
Antragspflichtversicherung ab 1. MÃ¤rz 1991 durch Bescheid bestÃ¤tigt.

Der die Versicherungspflicht feststellende bestandskrÃ¤ftige Verwaltungsakt ist
fÃ¼r die Beteiligten unverÃ¤ndert verbindlich (Â§ 77 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG), Â§ 39 Abs 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X)). Er ist weder von der
Beklagten aufgehoben noch ist seine Wirkung durch Gesetz oder eine
RechtsÃ¤nderung beseitigt worden (vgl zur Beendigung der Wirksamkeit
statusbegrÃ¼ndender Verwaltungsakte auf Grund einer RechtsÃ¤nderung Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 11. Juli 2000, B 1 KR 14/99 R, SozR 3-1300 Â§ 39
Nr 7). Auch hat er sich nicht auf andere Weise, insbesondere nicht auf Grund der
Beendigung der Antragspflichtversicherung, erledigt (vgl zur Erledigung eines
Befreiungsbescheides bei Ã�nderung des Status eines von der Versicherungspflicht
Befreiten Urteil des Senats vom 30. Januar 1980, 12 RK 66/78, SozR 2200 Â§ 1231
Nr 2).

Die ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers, aus der Versicherungspflicht ausscheiden zu wollen,
ist fÃ¼r den Fortbestand ohne rechtliche Bedeutung, denn eine einmal durch
Antrag begrÃ¼ndete Antragspflichtversicherung kann nicht gekÃ¼ndigt, widerrufen
oder sonst durch WillenserklÃ¤rung beendet werden (vgl Urteil des Senats vom 26.
Januar 2005, B 12 RA 3/03 R, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen).

Auch die Ã�nderung bzw Aufgabe der bisher ausgeÃ¼bten selbststÃ¤ndigen
ErwerbstÃ¤tigkeit beendete die Antragspflichtversicherung nicht. GemÃ¤Ã� Â§ 2
Abs 2 letzter Satz AVG endete die Antragspflichtversicherung mit Ablauf des
Monats, in dem die Voraussetzungen fÃ¼r die Versicherung entfallen waren. Seit
dem 1. Januar 1992 bestimmt Â§ 4 Abs 4 Satz 2 SGB VI, dass die
Versicherungspflicht mit Ablauf des Tages, an dem die Voraussetzungen
weggefallen sind, endet. Aus den nicht mit zulÃ¤ssigen RÃ¼gen angegriffenen
Feststellungen des LSG ergibt sich, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die
Versicherungspflicht auf Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG bzw nach dem ab
1. Januar 1992 fÃ¼r den Fortbestand der Antragspflichtversicherung gemÃ¤Ã� Â§
300 Abs 1 SGB VI geltenden Vorschriften des Â§ 4 Abs 2 und 4 SGB VI (vgl Urteil des
Senats vom 25. Februar 1997, 12 RK 33/96, SozR 3-2200 Â§ 1227 Nr 8 S 9 f) nicht
zum 1. September 1999 entfallen waren.

Entgegen der Ansicht des LSG entfallen die Voraussetzungen fÃ¼r die
Antragspflichtversicherung nicht bereits dann, wenn die zum Zeitpunkt der
Antragstellung oder die in der Folgezeit ausgeÃ¼bte selbststÃ¤ndige
ErwerbstÃ¤tigkeit eingestellt oder in anderer Art und Weise ausgeÃ¼bt wird, der
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Versicherte aber weiterhin selbststÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig ist. Die allein in Betracht
kommende Ausnahme, dass die geÃ¤nderte ErwerbstÃ¤tigkeit eine vorrangige
Versicherungspflicht etwa nach Â§ 2 SGB VI begrÃ¼ndet, liegt hier erkennbar nicht
vor. Im Ã�brigen ergibt sich aus den Vorschriften Ã¼ber die
Antragspflichtversicherung nicht, dass die Art der TÃ¤tigkeit den Beginn oder
Fortbestand in irgendeiner Weise bestimmt. Voraussetzung fÃ¼r die
Antragspflichtversicherung sowohl nach Â§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG als auch gemÃ¤Ã� Â§
4 Abs 2 SGB VI, der die Pflichtversicherung auf Antrag im Wesentlichen inhaltsgleich
mit Â§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG fortfÃ¼hrt (vgl Urteil des Senats vom 25. Februar 1997, 
12 RK 33/96, SozR 3-2200 Â§ 1227 Nr 8 S 9 ff), ist neben dem Antrag allein die
AusÃ¼bung einer selbststÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit. Die Art der selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit ist rechtlich nur insoweit erheblich, als es sich nicht um TÃ¤tigkeiten
handeln darf, die eine vorrangige Versicherungspflicht, ua jetzt nach Â§ 2 Satz 1 Nr
1 bis 8 SGB VI und frÃ¼her nach den in Â§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG genannten
gesetzlichen Bestimmungen, begrÃ¼nden. Im Ã�brigen erstreckt sich die
Antragspflichtversicherung auf alle selbststÃ¤ndig ausgeÃ¼bten
ErwerbstÃ¤tigkeiten.

Den gesetzlichen Regelungen ist keine darÃ¼ber hinausgehende Differenzierung
nach der Art der TÃ¤tigkeit zu entnehmen. Eine solche ergibt sich nicht aus dem
Wortlaut der Â§ 2 Abs 1 Nr 11 AVG und Â§ 4 Abs 2 SGB VI. Auch die den Materialien
zum RRG 1972 und zu Â§ 4 Abs 2 SGB VI zu entnehmende vom Gesetzgeber
gewollte Ausgestaltung der Antragspflichtversicherung lÃ¤sst eine solche
Unterscheidung nach der Art der TÃ¤tigkeit nicht zu. Danach sollte zwar die bereits
bestehende Versicherungspflicht von SelbststÃ¤ndigen nach anderen gesetzlichen
Bestimmungen unberÃ¼hrt bleiben, im Ã�brigen jedoch ein
VersicherungsverhÃ¤ltnis entsprechend dem der pflichtversicherten abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigten mit gleichen Rechten und Pflichten, insbesondere auch
Beitragspflichten, begrÃ¼ndet werden und bestehen, solange die selbststÃ¤ndige
ErwerbstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt wird (vgl BT-Drucks VI/2153 Vorblatt, S 8, 16; vgl
auch schriftlicher Bericht des Ausschusses fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung, zu BT-
Drucks VI/3767 S 5). Â§ 4 Abs 2 SGB VI sollte Â§ 1227 Abs 1 Satz 1 Nr 9 RVO und Â§
2 Abs 1 Nr 11 AVG ohne wesentliche Ã�nderungen der bisherigen Rechtslage
ersetzen (vgl BR-Drucks 120/89 S 150). Dem wÃ¼rde es widersprechen, den auf
Antrag versicherungspflichtigen SelbststÃ¤ndigen die MÃ¶glichkeit einzurÃ¤umen,
bei AusÃ¼bung mehrerer â�� wenn auch voneinander abgrenzbarer â��
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeiten zu wÃ¤hlen, fÃ¼r welche eine Pflichtversicherung auf
Antrag begrÃ¼ndet wird und aus welchem Bruttoeinkommen BeitrÃ¤ge zu
entrichten sind, wÃ¤hrend abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigte Pflichtversicherte
grundsÃ¤tzlich vorbehaltlich der Â§Â§ 5 und 6 SGB VI die Versicherungs- und
Beitragspflicht nicht auf eine oder auf einen Teil der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung
begrenzen kÃ¶nnen.

Eine BeschrÃ¤nkung der Antragspflichtversicherung nach Â§ 4 Abs 2 SGB VI auf die
bei Antragstellung ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit kann auch nicht damit begrÃ¼ndet
werden, dass fÃ¼r SelbststÃ¤ndige in Â§ 2 SGB VI (vgl frÃ¼her Â§ 2 Abs 1 Nr 3 bis
6 AVG) die Versicherungspflicht nur angeordnet wird, soweit diese in bestimmten
Berufen und/oder unter bestimmten ModalitÃ¤ten tÃ¤tig sind. Die "berufsbezogene"
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Versicherungspflicht von SelbststÃ¤ndigen gilt fÃ¼r Berufsgruppen, die nach der
EinschÃ¤tzung des Gesetzgebers auch in dieser selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
besonders schutzbedÃ¼rftig sind (vgl dazu BSG, Urteile vom 22. Juni 2005, B 12 RA
6/04 R und B 12 RA 12/04 R, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen). Aus diesen
Vorschriften lÃ¤sst sich damit nicht entnehmen, die Versicherungspflicht der
selbststÃ¤ndig TÃ¤tigen sei im Gegensatz zur Versicherungspflicht der abhÃ¤ngig
BeschÃ¤ftigten allgemein nur jeweils auf eine bestimmte TÃ¤tigkeit bezogen.

Im Ã�brigen sprechen auch GrÃ¼nde der VerwaltungspraktikabilitÃ¤t gegen die
BeschrÃ¤nkung der Antragspflichtversicherung auf eine konkrete selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit. Die PrÃ¼fung, ob eine abgrenzbare weitere TÃ¤tigkeit vorliegt und ob in
der Ã�nderung der TÃ¤tigkeitsbereiche oder der Art und Weise der AusÃ¼bung eine
Aufgabe der bisher ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit zu sehen ist, wÃ¤re in Anbetracht der
Vielgestaltigkeit der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeiten und auch im hier zu
entscheidenden Fall mit erheblichen Abgrenzungsschwierigkeiten verbunden. Sie
mÃ¼sste zunÃ¤chst bei Beginn der Antragspflichtversicherung in der Weise
erfolgen, dass eine bestimmte TÃ¤tigkeit beschrieben wird, fÃ¼r die die
Versicherungspflicht gelten soll. Der Versicherte und die Beklagte mÃ¼ssten
auÃ�erdem stÃ¤ndig Ã¼berprÃ¼fen, ob sich diese TÃ¤tigkeit nicht rechtserheblich
geÃ¤ndert hat. Welche Schwierigkeiten insoweit auftreten kÃ¶nnen, zeigt schon der
vorliegende Fall. So Ã¤nderte sich nach den Feststellungen des LSG die
ursprÃ¼nglich ausgeÃ¼bte selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers in einer
OHG nach Beginn der Antragspflichtversicherung bereits vor dem Jahr 1999 mit der
Aufnahme der TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und Gesellschafter einer GmbH.
Folgte man der Ansicht des LSG, so sind nicht ohne weiteres GrÃ¼nde erkennbar,
weshalb dies keine rechtlich relevante Ã�nderung der TÃ¤tigkeit gewesen sein
sollte. Die in Â§ 6 Abs 1a Satz 4 SGB VI genannten Kriterien fÃ¼r die Abgrenzung
von Fortsetzung der oder Aufnahme einer neuen TÃ¤tigkeit sind auf die spezielle
Situation der TÃ¤tigkeiten iS von Â§ 2 Satz 1 Nr 9 SGB VI bezogen. FÃ¼r die Vielzahl
aller denkbaren ErwerbstÃ¤tigkeiten wÃ¤ren sie nicht geeignet, eine kraft Gesetzes
eintretende Beendigung der Antragspflichtversicherung hinreichend sicher
erkennen zu lassen.

Soweit der Senat in mehreren Entscheidungen (vgl Urteile des Senats vom 1.
Februar 1979, 12 RK 39/77, SozR 2200 Â§ 1227 Nr 24, vom 13. September 1979, 12
RK 26/77, BSGE 49, 38 = SozR 2200 Â§ 1227 Nr 29, vom 15. Dezember 1983, 12 RK
6/83, USK 83163, juris KSRE 021421117; vgl auch Urteil vom 25. Februar 1997, 12
RK 33/96, SozR 3-2200 Â§ 1227 Nr 8) davon ausgegangen ist, dass eine
Antragspflichtversicherung fÃ¼r eine konkrete selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit
begrÃ¼ndet werden kann, ohne dass sie sich auf eine weitere ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit erstreckt, betrafen sie stets sog Doppelberufler, deren weitere TÃ¤tigkeit
oder BeschÃ¤ftigung â�� wenn auch nur dem Grunde nach â�� einer vorrangigen
Versicherungspflicht kraft Gesetzes unterfiel. In diesen FÃ¤llen erstreckt sich die
Antragspflichtversicherung auf nur eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, weil daneben
noch eine weitere selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit oder eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung
ausgeÃ¼bt wird, fÃ¼r die Versicherungspflicht auf Grund anderer Vorschriften
besteht. Auch in diesen FÃ¤llen erstreckt sich die Antragspflichtversicherung auf
jede selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, soweit keine vorrangige Pflichtversicherung auf
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Grund anderer Vorschriften besteht. Diesen Entscheidungen ist deshalb nicht die
Aussage zu entnehmen, dass grundsÃ¤tzlich zwischen einzelnen selbststÃ¤ndigen
ErwerbstÃ¤tigkeiten zu differenzieren ist und die Antragspflichtversicherung auf
eine einzelne selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit beschrÃ¤nkt ist oder werden kann. Soweit
in der Literatur unter Berufung auf diese Entscheidungen der gegenteilige
Standpunkt vertreten wird (GÃ¼rtner in Kasseler Kommentar, Stand MÃ¤rz 2005,
SGB VI Â§ 4 RdNr 15, 17, und Klattenhoff in Hauck/Haines, Sozialgesetzbuch, Stand
Februar 2005, SGB VI Â§ 4 RdNr 27, 47), berÃ¼cksichtigt diese Ansicht nicht, dass
die Entscheidungen stets die Konkurrenz von TÃ¤tigkeiten mit Versicherungspflicht
kraft Gesetzes und daneben ausgeÃ¼bten versicherungsfreien TÃ¤tigkeiten
betrafen.

Nach den Feststellungen des LSG Ã¼bte der KlÃ¤ger mit dem zum 1. August 1999
angemeldeten Gewerbe eine selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit aus. Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Pflichtversicherung auf Antrag lagen damit weiterhin
vor, sodass die Antragsversicherungspflicht Ã¼ber den 1. September 1999 hinaus
fortbestand.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 28.11.2005

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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